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Schlachthöfe: Corona-Kabinett verschiebt Beratungen über Arbeits- und Gesundheitsschutz 

Adjan: „Bundesregierung muss endlich handeln!“ 

Berlin, 18. Mai 2019 

„Es ist völlig unverständlich, dass das Corona-Kabinett die Beratung über die Lage in deutschen 

Schlachthöfen verschiebt“, hat Freddy Adjan, stellvertretender Vorsitzender der Gewerkschaft 

Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG), heute kritisiert. „Sämtliche Fakten über die unhaltbaren und 

menschenunwürdigen Arbeits- und Lebensbedingungen der mit Werkverträgen in deutschen 

Schlachthöfen Beschäftigten liegen seit Monaten und Jahren auf dem Tisch. Schlachthöfe sind 

inzwischen Hotspots der Coronavirus-Pandemie. Die Bundesregierung muss endlich handeln, um 

Beschäftigte und die Bevölkerung zu schützen.“  

Freddy Adjan wiederholte die Forderungen der Gewerkschaft NGG: 

- Verbot von Werkverträgen im Kernbereich unternehmerischer Tätigkeit. Den Fleischkonzernen muss 

es unmöglich gemacht werden, Kernaufgaben wie das Schlachten und Zerlegen von Tieren an 

billige und teilweise dubiose Fremdfirmen auszulagern. Sie müssen gezwungen werden, 

Verantwortung für das zu übernehmen, was in ihrem Auftrag und auf ihrem Firmengelände passiert.  

- Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Arbeits- und Gesundheitsschutz. Die 

Zustände in den Massenunterkünften gehören endlich scharf kontrolliert und die aufgedeckten 

Missstände effektiv verfolgt. 

- Für Unterkünfte und Wohnungen von Werkvertragsbeschäftigten müssen klare und bestenfalls 

bundeseinheitlichen Regelungen gelten. Die Unterkunftskosten müssen nach Maßgabe der 

Sachbezugsverordnung berechnet werden. 

- Notwendig ist der Abschluss eines brancheneinheitlichen Mindestlohntarifvertrags, der ein 

menschenwürdiges Leben und eine angemessene Unterkunft ermöglicht. 

Die Gewerkschaft NGG unterstütze den Vorschlag, den das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

dem Corona-Kabinett zum Beschluss vorgelegt habe und der der NGG bekannt sei, ausdrücklich. Es sei 

dringend nötig, „endlich aufzuräumen“, wie es Bundesarbeitsminister Hubertus Heil angekündigt hat. 

Adjan erinnerte daran, dass Nordrhein-Westfalens Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) eine 

Politik der „Null-Toleranz“ angemahnt habe und „den Sumpf austrocknen“ wolle. Selbst 

Bundeskanzlerin Angela Merkel habe in der vergangenen Woche im Bundestag von „erschreckenden 

Nachrichten aus der Fleischindustrie“ gesprochen und Handeln gefordert. „Handeln sie jetzt!“, so die 

Forderung von Freddy Adjan. 


